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Weinmann: Gewalt und Extremismus, Drogenhandel,
Sexual- und Cyberkriminalität – Sicherheitsbericht benennt
zentrale Handlungsfelder

Anlässlich der Regierungsinformation zum Sicherheitsbericht für 2018 sagte der rechtspolitische
Sprecher der FDP/DVP-Fraktion und Obmann im Parlamentarischen Kontrollgremium, Nico
Weinmann:

„Wir sind dankbar für die Leistungen unserer Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten, die
tagtäglich sprichwörtlich ihren Kopf für die Sicherheit unserer Gesellschaft hinhalten. Politik darf
es aber nicht dabei belassen, die Polizei zu loben. Vor allem die verantwortliche
Landesregierung muss die Aufgaben, vor die die innere Sicherheit uns stellt, angehen. Dabei
benennt der Sicherheitsbericht klar die zentralen Handlungsfelder: Die deutlich gestiegene
Gewalt im öffentlichen Raum, die zunehmende Drogenkriminalität und den Anstieg der
Sexualdelikte gilt es zu bekämpfen. Erforderlich sind mehr Polizeibeamte für die Präsenz in der
Öffentlichkeit und die Ermittlungsarbeit. Ziele, die nur mit mehr Personal und der Abkehr von
falschen Organisationsentscheidungen wie der Aufrechterhaltung der zentralen
Verkehrsunfallaufnahme auf dem Land umsetzbar sind. Es darf nicht sein, dass uns Polizisten
hinter vorgehaltener Hand erzählen, ihnen fehlen Personal und Mittel, um beispielsweise die
erkannte Drogenkriminalität zu bekämpfen. Der Rechtsstaat muss zeigen, dass er auf Straftaten
unverzüglich und konsequent reagiert. Dazu ist es auch zwingend, die Justiz so auszustatten,
dass ausermittelte Sachverhalte schnell zur Anklage und zur Entscheidung kommen. Der an
manchen Orten festzustellenden Verwahrlosung des öffentlichen Raums sollte mit dem Einsatz
des kommunalen Ordnungsdienstes, für den wir einheitliche Standards gesetzlich normieren
müssen, begegnet werden.

Im Bereich von Extremismus und Cyberkriminalität müssen das Landesamt für
Verfassungsschutz und das Landeskriminalamt den gewachsenen Aufgaben entsprechend
ausgestattet werden. Viel zu lange haben Bundes- und Landesregierung die Hände in den
Schoß gelegt, als mit Blick auf das Problem der dschihadistischen Kriegsrückkehrer und der
Abhängigkeit unserer kritischen Infrastruktur von Produkten aus China zügiges Handeln
geboten war. Auf die seit Jahren zunehmende Zahl der Islamisten und Salafisten hat man noch
keine Antwort gefunden. Wir müssen konstatieren, dass es unserer freien Gesellschaft
zunehmend schwer fällt, Menschen von sich zu begeistern. Wir brauchen aber diese
Begeisterung, damit unser Land und unsere Gesellschaft auch zukünftig liberal, demokratisch
und dem Rechtsstaat verbunden bleibt.“
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